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I 

(Gesetzgebungsakte) 

BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS Nr. 1025/2013/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 22. Oktober 2013 

über eine Makrofinanzhilfe für die Kirgisische Republik 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 209, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Zusammenarbeit zwischen der Union und der Kirgi­
sischen Republik beruht auf dem Abkommen über Part­
nerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäi­
schen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einer­
seits und der Kirgisischen Republik andererseits ( 2 ) (im 
Folgenden „Partnerschaftsabkommen“), das 1999 in Kraft 
getreten ist. Die Union gewährt der Kirgisischen Republik 
die Vorteile des Allgemeinen Präferenzsystems. 

(2) Die kirgisische Wirtschaft wurde 2009 von der interna­
tionalen Finanzkrise und im Juni 2010 von gewaltsamen 
ethnischen Auseinandersetzungen getroffen. Diese Ereig­
nisse haben die Wirtschaftstätigkeit zerrüttet, so dass ein 
erheblicher Bedarf an öffentlichen Ausgaben für 

Wiederaufbau und Sozialhilfe entstanden ist, und zudem 
große Finanzierungslücken in Zahlungsbilanz und Haus­
halt gerissen. 

(3) Auf einer hochrangigen Geberkonferenz in Bischkek am 
27. Juli 2010 hat die internationale Staatengemeinschaft 
Soforthilfen im Umfang von 1,1 Mrd. USD zugesagt, um 
die Erholung der Kirgisischen Republik zu unterstützen. 
Auf dieser Konferenz hat die Union angekündigt, dass sie 
bis zu 117,9 Mio. EUR an Finanzhilfe bereitstellen werde. 

(4) In seinen Schlussfolgerungen zur Kirgisischen Republik 
vom 26. Juli 2010 hat der Rat „Auswärtige Angelegen­
heiten“ die Anstrengungen der neuen kirgisischen Regie­
rung zur Schaffung eines demokratischen institutionellen 
Rahmens begrüßt und die Kommission aufgefordert, den 
Behörden der Kirgisischen Republik bei der Umsetzung 
ihres Reformprogramms weiterhin Unterstützung zu ge­
währen, was auch neue Hilfsprogramme einschließen 
sollte, und zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung des Landes beizutragen. 

(5) Die politische und wirtschaftliche Unterstützung der 
Union für die junge parlamentarische Demokratie der 
Kirgisischen Republik wäre ein politisches Signal für die 
nachdrückliche Unterstützung der Union für demokrati­
sche Reformen in Zentralasien und stünde im Einklang 
mit der Politik der Union gegenüber der Region, wie sie 
in der Strategie der Union für Zentralasien (2007-2013) 
und in den Schlussfolgerungen des Rates vom 25. Juni 
2012 zu Zentralasien dargelegt ist. 

(6) Gemäß der Gemeinsamen Erklärung des Europäischen 
Parlaments und des Rates, zusammen mit dem Beschluss 
Nr. 778/2013/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 3 ) angenommen, sollten Makrofinanzhilfen der 
Union ein in Ausnahmefällen zum Einsatz kommendes 
Finanzinstrument in Form einer ungebundenen und nicht 
zweckgewidmeten Zahlungsbilanzhilfe sein, das die
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( 1 ) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 11. Dezember 2012 
und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 23. September 
2013 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). Standpunkt des Eu­
ropäischen Parlaments vom 22. Oktober 2013 (noch nicht im 
Amtsblatt veröffentlicht). 

( 2 ) ABl. L 196 vom 28.7.1999, S. 48. 

( 3 ) Beschluss Nr. 778/2013/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. August 2013 über eine weitere Makrofinanzhilfe für 
Georgien (ABl. L 218 vom 14.8.2013, S. 15).



Wiederherstellung einer tragfähigen Zahlungsbilanz im 
Empfängerland zum Ziel hat, die Durchführung eines 
politischen Programms, das entschlossene Anpassungs- 
und Strukturreformmaßnahmen zur Verbesserung der 
Zahlungsbilanzsituation vorsieht, vor allem innerhalb 
des Programmzeitraums fördern und die Umsetzung ent­
sprechender Abkommen und Programme mit der Union 
unterstützen. 

(7) Zur Unterstützung des wirtschaftlichen Anpassungs- und 
Reformprozesses erhält die Kirgisische Republik finan­
zielle Hilfe vom Internationalen Währungsfonds (IWF). 
Im Juni 2011 haben die kirgisischen Behörden und der 
IWF eine nicht der Vorsorge dienende dreijährige Erwei­
terte Kreditfazilität (im Folgenden „IWF-Programm“) über 
66,6 Mio. Sonderziehungsrechte zur Unterstützung des 
Landes vereinbart. Der IWF hat die Ergebnisse der vierten 
Überprüfung dieses Programms im Juni 2013 gebilligt. 
Das IWF-Programm verfolgt dasselbe Ziel wie die Makro­
finanzhilfe der Union, nämlich die Abfederung kurzfris­
tiger Zahlungsbilanzschwierigkeiten, und die Umsetzung 
weitreichender Korrekturmaßnahmen dient dem Ziel der 
Makrofinanzhilfe der Union. 

(8) Die Union will die Kirgisische Republik im Rahmen des 
Instruments für Entwicklungszusammenarbeit im Zeit­
raum 2011bis 2013 mit sektoralen Budgethilfen im Ge­
samtumfang von 33 Mio. EUR unterstützen, um Refor­
men in den Bereichen soziale Sicherung, Bildung und 
öffentliche Finanzverwaltung zu fördern. 

(9) In Anbetracht der Verschlechterung der Wirtschaftslage 
und -aussichten hat die Kirgisische Republik 2010 um 
eine Makrofinanzhilfe der Union ersucht. 

(10) Die Kirgisische Republik sollte angesichts ihrer strategi­
schen Bedeutung für die Union und ihrer maßgeblichen 
Rolle für die regionale Stabilität ausnahmsweise für eine 
Makrofinanzhilfe der Union in Betracht kommen. 

(11) Da auch nach der Bereitstellung von Mitteln durch den 
IWF und andere multilaterale Einrichtungen und trotz 
Umsetzung entschlossener wirtschaftlicher Stabilisie­
rungs- und Reformprogramme durch die Kirgisische Re­
publik eine beträchtliche Außenfinanzierungslücke in der 
Zahlungsbilanz der Kirgisischen Republik verbleibt, wird 
die für die Kirgisische Republik bereitzustellende Makro­
finanzhilfe der Union („Makrofinanzhilfe der Union“) un­
ter den gegenwärtigen außergewöhnlichen Umständen als 
angemessene Antwort auf das Ersuchen der Kirgisischen 
Republik, den wirtschaftlichen Stabilisierungsprozess im 
Zusammenwirken mit dem IWF-Programm zu unterstüt­
zen, angesehen. 

(12) Mit der Makrofinanzhilfe der Union sollte die Wiederher­
stellung einer tragfähigen Zahlungsbilanz in der Kirgisi­

schen Republik und somit ihre wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung unterstützt werden. 

(13) Die Höhe der Makrofinanzhilfe der Union wird auf 
Grundlage einer umfassenden quantitativen Bewertung 
des verbleibenden Außenfinanzierungsbedarfs der Kirgisi­
schen Republik festgesetzt, wobei ihre Möglichkeiten, 
sich mit eigenen Mitteln zu finanzieren sowie insbeson­
dere die ihr zur Verfügung stehenden Währungsreserven 
berücksichtigt werden. Die Makrofinanzhilfe der Union 
sollte die Programme und Mittel des IWF und der Welt­
bank ergänzen. Bei der Festsetzung der Höhe der Makro­
finanzhilfe wird außerdem der zu erwartende Finanzbei­
trag multilateraler Geber berücksichtigt und darauf geach­
tet, dass eine faire Lastenteilung zwischen der Union und 
anderen Gebern bestehen muss, dass bereits zuvor andere 
Außenfinanzierungsinstrumente der Union in der Kirgisi­
schen Republik eingesetzt wurden und dass das Engage­
ment der Union insgesamt einen zusätzlichen Nutzen 
bringt. 

(14) In Anbetracht des verbleibenden Außenfinanzierungs­
bedarfs der Kirgisischen Republik, des Stands ihrer wirt­
schaftlichen Entwicklung, gemessen am Pro-Kopf-Ein­
kommen und an der Armutsquote, ihrer Möglichkeiten, 
sich mit eigenen Mitteln zu finanzieren sowie insbeson­
dere der ihr zur Verfügung stehenden Währungsreserven 
und ihrer — aufgrund einer Analyse der Tragfähigkeit 
ihrer Schuldenlage — bewerteten Rückzahlungsfähigkeit, 
sollte ein Teil der Hilfe in Form von Zuschüssen gewährt 
werden. 

(15) Die Kommission sollte sicherstellen, dass die Makro­
finanzhilfe der Union rechtlich und inhaltlich mit den 
Grundprinzipien, den Zielen und Maßnahmen in den 
verschiedenen Bereichen des auswärtigen Handelns und 
anderen relevanten Politikbereichen der Union in Ein­
klang steht. 

(16) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte die Außenpolitik 
der Union gegenüber der Kirgisischen Republik stützen. 
Die Dienststellen der Kommission und der Europäische 
Auswärtige Dienst sollten im Verlauf der Makrofinanz­
hilfetransaktion eng zusammenarbeiten, um die Außen­
politik der Union zu koordinieren und sicherzustellen, 
dass diese in sich kohärent ist. 

(17) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte die Kirgisische Re­
publik bei ihrem Eintreten für die Werte, die sie mit der 
Union teilt, unter anderem Demokratie, Rechtsstaatlich­
keit, gute Regierungsführung, Achtung der Menschen­
rechte, nachhaltige Entwicklung und Bekämpfung der Ar­
mut, sowie ihr Eintreten für die Grundsätze eines offe­
nen, auf Regeln beruhenden und fairen Handels unter­
stützen.
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(18) Eine Vorbedingung für die Gewährung der Makrofinanz­
hilfe der Union sollte darin bestehen, dass die Kirgisische 
Republik über wirksame demokratische Mechanismen 
einschließlich eines parlamentarischen Mehrparteiensys­
tems und des Rechtsstaatsprinzips verfügt und die Ach­
tung der Menschenrechte garantiert. Außerdem sollte zu 
den spezifischen Zielen der Makrofinanzhilfe der Union 
die Stärkung der Effizienz, Transparenz und Rechen­
schaftspflicht der öffentlichen Finanzverwaltungssysteme 
in der Kirgisischen Republik gehören. Ob die Vorbedin­
gung erfüllt ist und diese Ziele erreicht werden, sollte von 
der Kommission regelmäßig überwacht werden. 

(19) Um sicherzustellen, dass die finanziellen Interessen der 
Union im Zusammenhang mit ihrer Makrofinanzhilfe 
wirksam geschützt werden, sollte die Kirgisische Republik 
geeignete Maßnahmen ergreifen, um Betrug, Korruption 
und andere Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit 
dieser Hilfe zu verhindern bzw. dagegen vorzugehen. 
Darüber hinaus sollte vorgesehen werden, dass die Kom­
mission Kontrollen und der Rechnungshof Prüfungen 
durchführt. 

(20) Die Freigabe der Makrofinanzhilfe der Union erfolgt un­
beschadet der Befugnisse des Europäischen Parlaments 
und des Rates. 

(21) Die Höhe der als Zuschüsse gewährten Makrofinanzhilfe 
und die Höhe der für die als Darlehen gewährte Makro­
finanzhilfe erforderlichen Beträge sollte den dafür im 
mehrjährigen Finanzrahmen eingestellten Haushaltsmit­
teln entsprechen. 

(22) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte von der Kommis­
sion verwaltet werden. Um sicherzustellen, dass das Eu­
ropäische Parlament und der Rat in der Lage sind, die 
Durchführung dieses Beschlusses zu verfolgen, sollte die 
Kommission sie regelmäßig über die Entwicklungen in 
Bezug auf die Hilfe informieren und ihnen die einschlä­
gigen Dokumente zur Verfügung stellen. 

(23) Um einheitliche Bedingungen für die Durchführung die­
ses Beschlusses zu gewährleisten, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Be­
fugnisse sollten gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ), ausgeübt werden. 

(24) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte an wirtschaftspoli­
tische Auflagen geknüpft, die in einer Vereinbarung nie­
dergelegt werden. Im Interesse einheitlicher 

Durchführungsbedingungen und aus Gründen der Effi­
zienz sollte die Kommission die Befugnis erhalten, diese 
Bedingungen unter Aufsicht des in der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 vorgesehenen Ausschusses aus Vertretern 
der Mitgliedstaaten mit den kirgisischen Behörden aus­
zuhandeln. Das Beratungsverfahren nach jener Verord­
nung sollte grundsätzlich in allen Fällen, die in jener 
Verordnung nicht genannt werden, angewandt werden. 
Da Hilfen von mehr als 90 Mio. EUR möglicherweise 
bedeutende Auswirkungen haben, sollte bei ihnen das 
Prüfverfahren angewandt werden. In Anbetracht des Um­
fangs der Makrofinanzhilfe der Union für die Kirgisische 
Republik sollte bei der Verabschiedung der Vereinbarung 
und bei jeglicher Verringerung, Aussetzung oder Einstel­
lung der Hilfe das Beratungsverfahren angewandt werden. 

(25) Nach der Einstufung des IWF gehört die Kirgisische Re­
publik zu den Schwellen- und Entwicklungsländern; die 
Weltbank zählt die Kirgisische Republik zur Gruppe der 
Volkswirtschaften mit niedrigem Einkommen und zu den 
IDA-Ländern (International Development Association — 
Internationale Entwicklungsorganisation); laut UN- 
OHRLLS ( 2 ) ist die Kirgisische Republik ein Binnenent­
wicklungsland; der Entwicklungshilfeausschuss der 
OECD führt die Kirgisische Republik in der Liste der 
anderen Länder mit niedrigem Einkommen. Folglich 
sollte die Kirgisische Republik als Entwicklungsland im 
Sinne des Artikels 208 des Vertrags angesehen werden, 
was die Wahl des Artikels 209 des Vertrags als Rechts­
grundlage für diesen Beschluss rechtfertigt — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Union stellt der Kirgisischen Republik eine Makro­
finanzhilfe (im Folgenden „Makrofinanzhilfe der Union“) in 
Höhe von maximal 30 Mio. EUR zur Verfügung, um die Kirgi­
sische Republik bei der wirtschaftlichen Stabilisierung zu unter­
stützen und ihren im laufenden IWF-Programm festgestellten 
Zahlungsbilanzbedarf zu decken. Von diesem Höchstbetrag wer­
den bis zu 15 Mio. EUR in Form von Darlehen und bis zu 15 
Mio. EUR in Form von Zuschüssen gewährt. Die Freigabe der 
Makrofinanzhilfe der Union erfolgt vorbehaltlich der Billigung 
des Haushaltsplans der Union für das betreffende Jahr durch das 
Europäische Parlament und den Rat. 

(2) Um die Darlehenskomponente der Makrofinanzhilfe der 
Union zu finanzieren, wird die Kommission ermächtigt, im 
Namen der Union die erforderlichen Mittel auf den Kapitalmärk­
ten oder bei Finanzinstituten aufzunehmen und an die Kirgisi­
sche Republik weiterzugeben. Die Laufzeit der Darlehen beträgt 
höchstens 15 Jahre.

DE 25.10.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 283/3 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahr­
nehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kon­
trollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 

( 2 ) Büro des Hohen Beauftragten für die am wenigsten entwickelten 
Länder, Binnenentwicklungsländer und kleinen Inselentwicklungslän­
der (UN Office of the High Representative for the Least Developed 
Countries, Landlocked Developing Countries and Small Island Deve­
loping States).



(3) Die Freigabe der Makrofinanzhilfe der Union erfolgt 
durch die Kommission im Einklang mit den zwischen dem 
IWF und der Kirgisischen Republik getroffenen Übereinkünfte 
und Absprachen und mit den wichtigsten Grundsätzen und 
Zielen der Wirtschaftsreformen, die im Partnerschaftsabkommen 
und in der Strategie der Union für Zentralasien (2007-2013) 
festgelegt sind. Die Kommission informiert das Europäische Par­
lament und den Rat regelmäßig über die Entwicklungen bei der 
Makrofinanzhilfe der Union, einschließlich über die Auszahlun­
gen, und stellt diesen Organen fristgerecht die einschlägigen 
Dokumente zur Verfügung. 

(4) Die Makrofinanzhilfe der Union wird für die Dauer von 
zwei Jahren ab dem ersten Tag nach Inkrafttreten der in Arti­
kel 3 Absatz 1 genannten Vereinbarung bereitgestellt. 

(5) Sollte der Finanzbedarf der Kirgisischen Republik im Zeit­
raum der Auszahlung der Makrofinanzhilfe der Union gegen­
über den ursprünglichen Projektionen erheblich sinken, wird die 
Kommission die Hilfe nach dem in Artikel 7 Absatz 2 genann­
ten Beratungsverfahren kürzen oder ihre Auszahlung aussetzen 
oder einstellen. 

Artikel 2 

Eine Vorbedingung für die Gewährung der Makrofinanzhilfe der 
Union besteht darin, dass die Kirgisische Republik sich wirk­
same demokratische Mechanismen einschließlich eines par­
lamentarischen Mehrparteiensystems und des Rechtsstaatsprin­
zips zu eigen macht und die Achtung der Menschenrechte ga­
rantiert. Die Kommission überwacht, ob diese Vorbedingung 
über die gesamte Dauer der Makrofinanzhilfe der Union erfüllt 
wird. Dieser Artikel wird im Einklang mit dem Beschluss 
2010/427/EU des Rates ( 1 ) angewandt. 

Artikel 3 

(1) Der Kommission vereinbart gemäß dem in Artikel 7 Ab­
satz 2 genannten Beratungsverfahren mit den kirgisischen Be­
hörden klar definierte, auf Strukturreformen und solide öffent­
liche Finanzen abstellende wirtschaftspolitische und finanzielle 
Auflagen, an die die Makrofinanzhilfe der Union geknüpft wird 
und die in einer Vereinbarung (im Folgenden „Vereinbarung“), 
die auch einen Zeitrahmen für die Erfüllung der Auflagen ent­
hält, festzulegen sind. Die in der Vereinbarung festgelegten wirt­
schaftspolitischen und finanziellen Auflagen müssen mit den in 
Artikel 1 Absatz 3 genannten Übereinkünften und Absprachen, 
einschließlich mit den von der Kirgisischen Republik mit Unter­
stützung des IWF durchgeführten makroökonomischen Anpas­
sungs- und Strukturreformprogrammen, in Einklang stehen. 

(2) Mit diesen Auflagen wird insbesondere bezweckt, die Ef­
fizienz und Transparenz der Makrofinanzhilfe der Union sowie 

die Rechenschaftspflicht, einschließlich der öffentlichen Finanz­
verwaltungssysteme der Kirgisischen Republik, zu stärken. Bei 
der Konzipierung der politischen Maßnahmen werden auch die 
Fortschritte bei der gegenseitigen Marktöffnung, der Entwick­
lung eines auf Regeln beruhenden und fairen Handels und an­
deren außenpolitischen Prioritäten der Union gebührend berück­
sichtigt. Die Fortschritte bei der Verwirklichung dieser Ziele 
werden von der Kommission regelmäßig überprüft. 

(3) Die finanziellen Bedingungen der Makrofinanzhilfe der 
Union werden in einer Zuschussvereinbarung und einer Darle­
hensvereinbarung, die zwischen der Kommission und den kir­
gisischen Behörden zu schließen sind, im Einzelnen festgelegt. 

(4) Während der Durchführung der Makrofinanzhilfe der 
Union prüft die Kommission, ob die für die Finanzhilfe relevan­
ten Finanzregelungen, Verwaltungsverfahren und Mechanismen 
der internen und externen Kontrolle in der Kirgisischen Repu­
blik zuverlässig sind und ob die Kirgisische Republik den ver­
einbarten Zeitrahmen einhält. 

(5) Die Kommission überprüft in regelmäßigen Abständen, 
ob die in Artikel 4 Absatz 3 genannten Auflagen weiter erfüllt 
sind, wozu auch zählt, dass die Wirtschaftspolitik der Kirgisi­
schen Republik mit den Zielen der Makrofinanzhilfe der Union 
übereinstimmt. Dabei stimmt sie sich eng mit dem IWF und der 
Weltbank und, soweit erforderlich, mit dem Europäischen Par­
lament und dem Rat ab. 

Artikel 4 

(1) Vorbehaltlich der in Absatz 3 festgelegten Auflagen wird 
die Makrofinanzhilfe der Union von der Kommission in zwei 
Tranchen zur Verfügung gestellt, die sich jeweils aus einer Dar­
lehens- und einer Zuschusskomponente zusammensetzen. Die 
Höhe jeder Tranche wird in der Vereinbarung festgelegt. 

(2) Die Höhe der als Darlehen gewährten Makrofinanzhilfe 
der Union wird erforderlichenfalls gemäß der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 480/2009 des Rates ( 2 ) festgelegt. 

(3) Die Kommission beschließt die Freigabe der Tranchen 
unter dem Vorbehalt, dass sämtliche der folgenden Auflagen 
erfüllt sind: 

a) die in Artikel 2 genannte Vorbedingung, 

b) kontinuierliche zufriedenstellende Erfolge bei der Durchfüh­
rung eines politischen Programms, das entschlossene Anpas­
sungs- und Strukturreformmaßnahmen vorsieht und durch 
einen nicht der Vorsorge dienenden Kreditmechanismus des 
IWF unterstützt wird, und
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c) die Erfüllung der in der Vereinbarung festgelegten wirt­
schaftspolitischen Auflagen in einem bestimmten Zeitrah­
men. 

Die Auszahlung der zweiten Tranche erfolgt frühestens drei 
Monate nach Freigabe der ersten Tranche. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Auflagen nicht erfüllt, 
so wird die Auszahlung der Makrofinanzhilfe der Union von der 
Kommission zeitweise ausgesetzt oder eingestellt. In solchen 
Fällen teilt die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat die Gründe für die Aussetzung oder Einstellung mit. 

(5) Die Makrofinanzhilfe der Union wird an die Nationalbank 
der Kirgisischen Republik ausgezahlt. Vorbehaltlich der in der 
Vereinbarung festzulegenden Bedingungen, einschließlich einer 
Bestätigung des verbleibenden Haushaltsbedarfs, können die 
Gelder der Union an das kirgisische Finanzministerium als End­
begünstigten überwiesen werden. 

Artikel 5 

(1) Die Anleihe- und Darlehenstransaktionen im Zusammen­
hang mit der Darlehenskomponente der Makrofinanzhilfe der 
Union werden in Euro mit gleicher Wertstellung abgewickelt 
und dürfen für die Union keine Laufzeittransformation mit 
sich bringen und sie auch nicht einem Wechselkurs- oder Zins­
risiko oder sonstigen kommerziellen Risiken aussetzen. 

(2) Wenn die Umstände es gestatten, kann die Kommission 
auf Ersuchen der Kirgisischen Republik dafür Sorge tragen, dass 
eine Klausel über vorzeitige Rückzahlung in die Darlehensbedin­
gungen sowie eine entsprechende Klausel in die Bedingungen 
der Anleihetransaktionen aufgenommen werden. 

(3) Wenn die Umstände eine Verbesserung des Darlehens­
zinssatzes gestatten und sofern die Kirgisische Republik darum 
ersucht, kann die Kommission beschließen, ihre ursprünglichen 
Anleihen ganz oder teilweise zu refinanzieren, oder die entspre­
chenden finanziellen Bedingungen neu festsetzen. Refinanzie­
rungen und Neufestsetzungen erfolgen nach Maßgabe der Ab­
sätze 1 und 4 und dürfen weder zur Verlängerung der Laufzeit 
der betreffenden Anleihen noch zur Erhöhung des zum Zeit­
punkt der Refinanzierung bzw. Neufestsetzung noch geschulde­
ten Kapitalbetrags führen. 

(4) Alle Kosten, die der Union durch die in diesem Beschluss 
vorgesehenen Anleihe- und Darlehenstransaktionen entstehen, 
gehen zu Lasten der Kirgisischen Republik. 

(5) Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament 
und den Rat über die Entwicklung der in den Absätzen 2 und 3 
genannten Transaktionen. 

Artikel 6 

(1) Die Makrofinanzhilfe der Union wird im Einklang mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ) und der delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 1268/2012 der Kommission ( 2 ) durchgeführt. 

(2) Die Makrofinanzhilfe der Union wird im Wege der direk­
ten Mittelverwaltung durchgeführt. 

(3) Die Vereinbarung, die Darlehensvereinbarung und die Zu­
schussvereinbarung, die mit den kirgisischen Behörden getroffen 
werden, enthalten Bestimmungen, 

a) die sicherstellen, dass die Kirgisische Republik die ordnungs­
gemäße Verwendung der aus dem Unionshaushalt bereit­
gestellten Mittel regelmäßig überprüft, geeignete Maßnahmen 
ergreift, um Unregelmäßigkeiten und Betrug zu verhindern, 
und erforderlichenfalls gerichtliche Schritte einleitet, um auf­
grund dieses Beschlusses bereitgestellte Mittel, die zweckent­
fremdet wurden, wieder einzuziehen; 

b) die den Schutz der finanziellen Interessen der Union sicher­
stellen, indem sie insbesondere gezielte Maßnahmen zur Ver­
hinderung und Bekämpfung von Betrug, Korruption und 
anderen Unregelmäßigkeiten im Sinne der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 2988/95 des Rates ( 3 ), der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 2185/96 des Rates ( 4 ) und der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 5 ) vorschreiben; 

c) mit denen die Kommission einschließlich des Europäischen 
Amtes für Betrugsbekämpfung und ihre Vertreter ausdrück­
lich ermächtigt werden, Kontrollen — auch Kontrollen und 
Überprüfungen vor Ort — durchzuführen;
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d) mit denen die Kommission und der Rechnungshof ausdrück­
lich ermächtigt werden, während und nach dem Zeitraum, in 
dem die Makrofinanzhilfe der Union bereitgestellt wird, 
Rechnungsprüfungen durchzuführen, darunter Dokumenten­
prüfungen und Rechnungsprüfungen vor Ort, wie etwa ope­
rative Bewertungen; 

e) die ausdrücklich sicherstellen, dass die Union Anspruch auf 
die vollständige Rückzahlung des Zuschusses und/oder die 
vorzeitige Rückzahlung des Darlehens hat, wenn sich die 
Kirgisische Republik im Zusammenhang mit der Verwaltung 
der Makrofinanzhilfe nachweislich des Betrugs, der Korrup­
tion oder einer sonstigen rechtswidrigen Handlung zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der Union schuldig ge­
macht hat. 

(4) Während der Durchführung der Makrofinanzhilfe der 
Union überprüft die Kommission mittels operativer Bewertun­
gen, wie zuverlässig die für eine solche Finanzhilfe relevanten 
Finanzregelungen, Verwaltungsverfahren sowie Mechanismen 
der internen und externen Kontrolle der Kirgisischen Republik 
sind. 

Artikel 7 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
Hierbei handelt es sich um einen Ausschuss im Sinne der Ver­
ordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, gilt Artikel 4 
der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Artikel 8 

(1) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Par­
lament und dem Rat alljährlich bis zum 30. Juni einen Bericht 
über die Durchführung dieses Beschlusses im Vorjahr mit einer 
Bewertung der Durchführung. Darin 

a) prüft sie die Fortschritte bei der Durchführung der Makro­
finanzhilfe der Union; 

b) bewertete sie die Wirtschaftslage und -aussichten der Kirgi­
sischen Republik und die Fortschritte, die bei der Durchfüh­
rung der in Artikel 3 Absatz 1 genannten politischen Maß­
nahmen erzielt worden sind; 

c) erläutert sie den Zusammenhang zwischen den in der Ver­
einbarung festgelegten wirtschaftspolitischen Auflagen, der 
aktuellen Wirtschafts- und Finanzlage der Kirgisischen Repu­
blik und ihren Beschlüssen über die Auszahlung der einzel­
nen Tranchen der Makrofinanzhilfe der Union. 

(2) Spätestens zwei Jahre nach Ablauf des in Artikel 1 Absatz 
4 genannten Bereitstellungszeitraums legt die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat einen Ex-post-Bewer­
tungsbericht vor, in dem sie die Ergebnisse und die Effizienz 
der abgeschlossenen Makrofinanzhilfe der Union bewertet und 
beurteilt, inwieweit diese zur Verwirklichung der angestrebten 
Ziele beigetragen hat. 

Artikel 9 

Dieser Beschluss tritt am dritten Tag nach seiner Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Straßburg am 22. Oktober 2013. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
V. LEŠKEVIČIUS
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1026/2013 DES RATES 

vom 22. Oktober 2013 

zur Einstellung der teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den 
Einfuhren bestimmter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in der 
Volksrepublik China, ausgeweitet auf aus Malaysia versandte Einfuhren, ob als 

Ursprungserzeugnisse Malaysias angemeldet oder nicht 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) (im Folgenden „Grundverordnung“), insbesondere auf 
Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 13 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Geltende Maßnahmen 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 91/2009 des Rates ( 2 ), ge­
ändert mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
924/2012 des Rates ( 3 ), führte der Rat einen endgültigen 
Antidumpingzoll auf die Einfuhren bestimmter Verbin­
dungselemente aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in 
der Volksrepublik China ein, die derzeit unter den KN- 
Codes ex 7318 12 90, ex 7318 14 91, ex 7318 14 99, 
ex 7318 15 59, ex 7318 15 69, ex 7318 15 81, 
ex 7318 15 89, ex 7318 15 90, ex 7318 21 00 und 
ex 7318 22 00 eingereiht werden („geltende Maßnah­
men“). 

(2) Mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 723/2011 ( 4 ) 
weitete der Rat die geltenden Maßnahmen auf die aus 
Malaysia versandten Einfuhren bestimmter Verbindungs­
elemente aus Eisen oder Stahl, ob als Ursprungserzeug­
nisse Malaysias angemeldet oder nicht, aus (im Folgenden 
„geltende ausgeweitete Maßnahmen“). 

1.2. Antrag auf eine teilweise Interimsüberprüfung 

(3) Das Unternehmen Malaysian Precision Manufacturing 
SDN BHD („Antragsteller“), ein ausführender Hersteller 
in Malaysia, beantragte eine teilweise Interimsüberprü­

fung nach Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 13 Absatz 
4 der Grundverordnung 

(4) Der Antrag war lediglich darauf gerichtet, für den Antrag­
steller eine Befreiung von den geltenden ausgeweiteten 
Maßnahmen zu erwirken. 

(5) Der Antragsteller behauptete in seinem Antrag, dass es 
sich bei ihm um einen echten Hersteller bestimmter Ver­
bindungselemente aus Eisen oder Stahl handele und dass 
er in der Lage sei, die gesamte Menge an bestimmten 
Verbindungselementen aus Eisen und Stahl herzustellen, 
die er seit Beginn des Untersuchungszeitraums der Umge­
hungsuntersuchung, die zur Einführung der geltenden 
ausgeweiteten Maßnahmen geführt hatte, in die Union 
versandt habe. 

(6) Der Antragsteller erbrachte Anscheinsbeweise, dass er be­
reits lange vor der Einführung der geltenden Maßnahmen 
als Hersteller bestimmter Verbindungselemente aus Eisen 
oder Stahl in Malaysia niedergelassen gewesen sei. Außer­
dem sei er zwar mit bestimmten Herstellern bestimmter 
Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl in der Volks­
republik China verbunden, die Beziehungen zu den be­
treffenden Unternehmen in der Volksrepublik China hät­
ten aber bereits vor der Einführung der geltenden Maß­
nahmen bestanden und seien nicht dazu genutzt worden, 
die geltenden ausgeweiteten Maßnahmen zu umgehen. 

1.3. Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung 

(7) Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses zu dem Schluss, dass die Anscheinsbeweise 
im Antrag ausreichten, um eine teilweise Interimsüber­
prüfung einzuleiten; deshalb leitete sie am 14. Mai 2013 
im Wege einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union ( 5 ) („Einleitungsbekanntmachung“) eine 
teilweise Interimsüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 
und Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung ein, die 
sich auf die Prüfung der Möglichkeit beschränkte, den 
Antragsteller von den geltenden ausgeweiteten Maßnah­
men zu befreien.
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1.4. Interessierte Parteien 

(8) Die Kommission unterrichtete den Antragsteller, die Ver­
treter Malaysias und der Volksrepublik China sowie den 
Verband der Unionshersteller offiziell über die Einleitung 
der teilweisen Interimsüberprüfung. Die interessierten 
Parteien erhielten Gelegenheit, innerhalb der in der Ein­
leitungsbekanntmachung gesetzten Frist schriftlich Stel­
lung zu nehmen und eine Anhörung zu beantragen. 
Doch gab lediglich der Antragsteller eine Stellungnahme 
ab. Anhörungen wurden keine beantragt. 

(9) Um die für ihre Untersuchung benötigten Informationen 
einzuholen, übermittelte die Kommission dem Antrag­
steller einen Fragebogen, den dieser in der diesbezüglich 
gesetzten Frist jedoch nicht beantwortete. 

2. RÜCKNAHME DES ANTRAGS UND EINSTELLUNG 
DES VERFAHRENS 

(10) Am 18. Juni 2013 zog der Antragsteller seinen Antrag 
auf teilweise Interimsüberprüfung der geltenden aus­
geweiteten Maßnahmen zurück. Er brachte vor, er sehe 
sich nicht in der Lage, der Kommission die im Fragebo­
gen verlangten Daten zu seinen verbundenen Unterneh­
men zur Verfügung zu stellen. Außerdem sei die Frist für 
die Rücksendung des Fragebogens zu kurz. Allerdings 
hatte der Antragsteller auch keinen begründeten Antrag 
auf Verlängerung der Beantwortungsfrist gestellt. 

(11) In Anbetracht der Rücknahme des Antrags wurde ge­
prüft, ob eine Fortsetzung der Überprüfung von Amts 
wegen gerechtfertigt wäre. Die Kommission fand jedoch, 
dass keine zwingenden Anhaltspunkte vorlägen, die zu 
dem Schluss führen würden, dass die Einstellung des 

Verfahrens dem Unionsinteresse zuwiderlaufen würde. 
Die Überprüfung sollte daher eingestellt werden. 

(12) Die interessierten Parteien wurden über die beabsichtigte 
Einstellung der Überprüfung unterrichtet und erhielten 
Gelegenheit zur Stellungnahme. Es gingen jedoch keine 
Stellungnahmen ein. 

(13) Somit sollte die teilweise Interimsüberprüfung der Anti­
dumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren bestimm­
ter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China, ausgeweitet auf die 
aus Malaysia versandten Einfuhren bestimmter Verbin­
dungselemente aus Eisen oder Stahl, ob als Ursprungser­
zeugnisse Malaysias angemeldet oder nicht, ohne Ände­
rung der geltenden ausgeweiteten Antidumpingmaßnah­
men eingestellt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die nach Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 13 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 eingeleitete teilweise Interims­
überprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Ein­
fuhren bestimmter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl 
mit Ursprung in der Volksrepublik China, ausgeweitet auf die 
aus Malaysia versandten Einfuhren bestimmter Verbindungsele­
mente aus Eisen oder Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse Malay­
sias angemeldet oder nicht, wird ohne Änderung der geltenden 
ausgeweiteten Antidumpingmaßnahmen eingestellt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Luxemburg am 22. Oktober 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

L. LINKEVIČIUS
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1027/2013 DER KOMMISSION 

vom 23. Oktober 2013 

über ein Fangverbot für Kabeljau im Skagerrak durch Schiffe unter der Flagge Schwedens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 40/2013 des Rates vom 
21. Januar 2013 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
im Jahr 2013 in EU-Gewässern und für EU-Schiffe in 
bestimmten Nicht-EU-Gewässern für bestimmte, über in­
ternationale Verhandlungen und Übereinkünfte regulierte 
Fischbestände und Bestandsgruppen ( 2 ) sind die Quoten 
für das Jahr 2013 festgelegt. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2013 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten wer­
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2013 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Insbesondere die Aufbewahrung an Bord sowie das Umladen 
und Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den 
genannten Schiffen nach diesem Zeitpunkt getätigt werden, 
sind verboten. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. Oktober 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Lowri EVANS 
Generaldirektorin für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 60/TQ40 

Mitgliedstaat Schweden 

Bestand COD/03AN 

Art Kabeljau (Gadus Morhua) 

Gebiet Skagerrak 

Datum 11.10.2013
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1028/2013 DER KOMMISSION 

vom 23. Oktober 2013 

über ein Fangverbot für Rotbarsch in den EU-Gewässern und den internationalen Gewässern des 
Gebiets V sowie den internationalen Gewässern der Gebiete XII und XIV für Schiffe unter der 

Flagge Deutschlands 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 40/2013 des Rates vom 
21. Januar 2013 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
im Jahr 2013 in EU-Gewässern und für EU-Schiffe in 
bestimmten Nicht-EU-Gewässern für bestimmte, über in­
ternationale Verhandlungen und Übereinkünfte regulierte 
Fischbestände und Bestandsgruppen ( 2 ) sind die Quoten 
für das Jahr 2013 festgelegt. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2013 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2013 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Nach diesem Zeitpunkt verboten sind insbesondere das Auf­
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An­
landen von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten 
Schiffen getätigt werden. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. Oktober 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Lowri EVANS 
Generaldirektorin für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 61/TQ40 

Mitgliedstaat Deutschland 

Bestand RED/51214D 

Art Rotbarsch (Sebastes spp.) 

Gebiet EU- und internationale Gewässer des Gebiets V; internationale Gewässer 
der Gebiete XII und XIV 

Datum 9.10.2013
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1029/2013 DER KOMMISSION 

vom 23. Oktober 2013 

über ein Fangverbot für Europäischen Seehecht in den Gebieten VI und VII, in den EU- und den 
internationalen Gewässern des Gebiets Vb sowie in den internationalen Gewässern der Gebiete XII 

und XIV für Schiffe unter der Flagge der Niederlande 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 39/2013 des Rates vom 
21. Januar 2013 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
für EU-Schiffe im Jahr 2013 für bestimmte, nicht über 
internationale Verhandlungen und Übereinkünfte regu­
lierte Fischbestände und Bestandsgruppen ( 2 ), sind die 
Quoten für das Jahr 2013 festgelegt. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2013 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten wer­
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2013 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Insbesondere die Aufbewahrung an Bord sowie das Umladen 
und Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den 
genannten Schiffen nach diesem Zeitpunkt getätigt werden, 
sind verboten. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. Oktober 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Lowri EVANS 
Generaldirektorin für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 59/TQ39 

Mitgliedstaat Niederlande 

Bestand HKE/571214 

Art Europäischer Seehecht (Merluccius merluccius) 

Gebiet VI und VII; EU- und internationale Gewässer des Gebiets Vb sowie 
internationale Gewässer der Gebiete XII und XIV 

Datum 7.10.2013
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1030/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung 
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion, 

Kennzeichnung und Kontrolle 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 
28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und 
die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen 
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, Artikel 15 Absatz 2 
und Artikel 40, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 enthält allgemeine 
Vorschriften für die ökologische/biologische Produktion 
von Meeresalgen und Aquakulturtieren. Die Durchfüh­
rungsvorschriften zu diesen Vorschriften sind in der Ver­
ordnung (EG) Nr. 889/2008 der Kommission ( 2 ) fest­
gelegt, die insbesondere durch die Verordnung (EG) Nr. 
710/2009 der Kommission ( 3 ) geändert wurde. 

(2) Gemäß Artikel 95 Absatz 11 der Verordnung (EG) Nr. 
889/2008 können die nationalen Behörden den vor dem 
1. Januar 2009 bestehenden und nach anerkannten ein­
zelstaatlichen Regeln produzierenden Aquakultur- und 
Meeresalgenproduktionseinheiten für einen am 1. Juli 
2013 ablaufenden Zeitraum erlauben, unter bestimmten 
Bedingungen ihren Status als ökologische/biologische 
Produktionseinheiten aufrechtzuerhalten. 

(3) Sieben Mitgliedstaaten haben vor kurzem eine Überarbei­
tung der Vorschriften für Erzeugnisse, Stoffe und Tech­
niken beantragt, die in der ökologischen/biologischen 
Aquakulturproduktion verwendet werden können. Diese 
Anträge sollten von der mit dem Beschluss 2009/427/EG 
der Kommission ( 4 ) eingesetzten Sachverständigengruppe 

für technische Beratung bezüglich der ökologischen/bio­
logischen Produktion bewertet werden. 

(4) Die ökologische/biologische Produktion von Meeresalgen 
und Aquakulturtieren ist noch ein relativ neues Gebiet, 
das durch eine große Vielfalt und einen hohen tech­
nischen Komplexitätsgrad gekennzeichnet ist; es hat 
sich gezeigt, dass ein längerer Übergangszeitraum erfor­
derlich ist. 

(5) Im Interesse der Kontinuität, und um genug Zeit für die 
nötige Prüfung der Anträge der Mitgliedstaaten zu haben 
und eine Störung für die vor dem 1. Januar 2009 beste­
henden und nach anerkannten einzelstaatlichen Regeln 
produzierenden Produktionseinheiten zu vermeiden, 
empfiehlt es sich, den Übergangszeitraum gemäß Arti­
kel 95 Absatz 11 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
zu verlängern. 

(6) Um sicherzustellen, dass der ökologische/biologische Sta­
tus dieser Produktionseinheiten nicht unterbrochen wird, 
sollte diese Verordnung mit Wirkung vom 1. Juli 2013 
gelten. 

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 889/2008 sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses 
für ökologische/biologische Produktion — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 95 Absatz 11 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
wird das Datum „1. Juli 2013“ durch das Datum „1. Januar 
2015“ ersetzt.
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Juli 2013. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1031/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Penflufen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) — in Bezug auf das Verfahren und die Bedin­
gungen für die Genehmigung — für Wirkstoffe, für die 
vor dem 14. Juni 2011 eine Entscheidung gemäß Arti­
kel 6 Absatz 3 der genannten Richtlinie getroffen wurde. 
Für Penflufen sind die Bedingungen des Artikels 80 Ab­
satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
durch den Beschluss 2010/672/EU der Kommission ( 3 ) 
erfüllt. 

(2) Das Vereinigte Königreich hat am 9. Dezember 2009 
von der Bayer CropScience AG einen Antrag nach Arti­
kel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG auf Auf­
nahme des Wirkstoffs Penflufen in Anhang I der genann­
ten Richtlinie erhalten. Mit dem Beschluss 2010/672/EU 
wurde bestätigt, dass die Unterlagen in dem Sinne voll­
ständig sind, dass sie grundsätzlich die Anforderungen 
der Anhänge II und III der Richtlinie 91/414/EWG hin­
sichtlich der Daten und Informationen erfüllen. 

(3) Die Auswirkungen des genannten Wirkstoffs auf die Ge­
sundheit von Mensch und Tier und auf die Umwelt wur­
den gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 4 der Richtlinie 
91/414/EWG für die vom Antragsteller vorgeschlagenen 
Anwendungen bewertet. Am 4. August 2011 übermit­
telte der berichterstattende Mitgliedstaat einen Entwurf 
des Bewertungsberichts. 

(4) Der Entwurf des Bewertungsberichts wurde von den Mit­
gliedstaaten und der Europäischen Behörde für Lebens­
mittelsicherheit (im Folgenden „die Behörde“) geprüft. Die 
Behörde legte der Kommission am 30. Juli 2012 ihre 
Schlussfolgerung zur Prüfung der Risikobewertung für 
Pestizide mit dem Wirkstoff Penflufen ( 4 ) vor. Der Ent­
wurf des Bewertungsberichts und die Schlussfolgerung 
der Behörde wurden im Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit von den Mitglied­
staaten und der Kommission geprüft, und der Entwurf 
des Bewertungsberichts wurde am 15. März 2013 in 
Form des Überprüfungsberichts der Kommission für Pen­
flufen abgeschlossen. 

(5) Die verschiedenen Prüfungen lassen den Schluss zu, dass 
Penflufen enthaltende Pflanzenschutzmittel grundsätzlich 
den Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchsta­
ben a und b sowie Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 
91/414/EWG genügen, insbesondere hinsichtlich der ge­
prüften und im Überprüfungsbericht der Kommission 
beschriebenen Anwendungen. Penflufen sollte daher ge­
nehmigt werden. 

(6) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 in Verbindung mit deren Artikel 6 und an­
gesichts des derzeitigen wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnisstands sind jedoch bestimmte Auflagen 
und Einschränkungen notwendig. Es ist insbesondere an­
gezeigt, weitere bestätigende Informationen anzufordern. 

(7) Vor der Erteilung der Genehmigung sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten 
und den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf die daraus 
entstehenden neuen Anforderungen vorzubereiten. 

(8) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen, die sich aus der Genehmi­
gung ergeben, sollte angesichts der besonderen Situation, 
die der Übergang von der Richtlinie 91/414/EWG zur 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, jedoch 
Folgendes gelten: Die Mitgliedstaaten sollten nach der 
Genehmigung über einen Zeitraum von sechs Monaten 
verfügen, um die Zulassungen für Penflufen enthaltende 
Pflanzenschutzmittel zu überprüfen. Die Mitgliedstaaten 
sollten die Zulassungen je nach Sachlage ändern, ersetzen 
oder widerrufen. Abweichend von der oben genannten 
Frist sollte für die Übermittlung und Bewertung der ak­
tualisierten vollständigen Unterlagen nach Anhang III für 
jedes Pflanzenschutzmittel und für jede vorgesehene An­
wendung gemäß den in der Richtlinie 91/414/EWG fest­
gelegten einheitlichen Grundsätzen ein längerer Zeitraum 
vorgesehen werden.
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(9) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Probleme 
auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu vermei­
den, erscheint es daher angebracht, die Pflichten der Mit­
gliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, sich zu 
vergewissern, dass der Zulassungsinhaber Zugang zu Un­
terlagen nachweist, die den Anforderungen des Anhangs 
II der genannten Richtlinie entsprechen. Diese Klärung 
hat jedoch nicht zur Folge, dass den Mitgliedstaaten 
oder den Zulassungsinhabern neue Pflichten gegenüber 
den bislang erlassenen Richtlinien zur Änderung des An­
hangs I der genannten Richtlinie oder den Verordnungen 
zur Genehmigung von Wirkstoffen auferlegt werden. 

(10) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 
2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe ( 2 ) entspre­
chend geändert werden. 

(11) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit hat keine Stellungnahme abgegeben. Ein 
Durchführungsrechtsakt wurde als notwendig erachtet, 
und der Vorsitz hat dem Berufungsausschuss den Entwurf 
eines Durchführungsrechtsakts zur weiteren Erörterung 
übermittelt. Der Berufungsausschuss gab keine Stellung­
nahme ab — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Penflufen wird unter 
den ebenfalls in Anhang I genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern 
oder widerrufen die Mitgliedstaaten erforderlichenfalls geltende 

Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Penflufen als Wirk­
stoff enthalten, bis zum 31. Juli 2014. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ dieses Anhangs — erfüllt sind und ob der Zulassungs­
inhaber Unterlagen besitzt oder Zugang zu Unterlagen hat, die 
den Anforderungen von Anhang II der Richtlinie 91/414/EWG 
im Einklang mit den Bedingungen in deren Artikel 13 Absätze 
1 bis 4 und Artikel 62 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
entsprechen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Penflufen entwe­
der als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die alle spätestens am 31. Januar 2014 im An­
hang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2014 geführt 
wurden, einer Neubewertung nach den einheitlichen Grundsät­
zen gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009, basierend auf Unterlagen, die den Anforderungen 
von Anhang III der Richtlinie 91/414/EWG genügen, und unter 
Berücksichtigung von Teil B der Spalte „Sonderbestimmungen“ 
in Anhang I der vorliegenden Verordnung. Sie entscheiden auf 
der Grundlage dieser Bewertung, ob das Pflanzenschutzmittel 
die Bedingungen gemäß Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Penflufen als einzigen Wirk­
stoff, so wird die Zulassung erforderlichenfalls bis zum 
31. Juli 2015 geändert oder widerrufen; oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Penflufen als einen von 
mehreren Wirkstoffen, so wird die Zulassung erforderlichen­
falls entweder bis zum 31. Juli 2015 oder bis zu dem Datum 
geändert bzw. widerrufen, das für eine solche Änderung oder 
einen solchen Widerruf in der oder den Rechtsvorschrift(en) 
festgelegt ist, durch die der oder die betreffende(n) Wirk­
stoff(e) in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenom­
men bzw. genehmigt wurde(n); maßgebend ist das späteste 
Datum. 

Artikel 3 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 
wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung geändert.
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( 1 ) ABl. L 366 vom 15.12.1992, S. 10. 
( 2 ) ABl. L 153 vom 11.6.2011, S. 1.



Artikel 4 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Februar 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

Penflufen 

CAS-Nr. 494793-67-8 

CIPAC-Nr. 826 

2’-[(RS)-1,3-dimethylbutyl]-5- 
fluor-1,3-dimethylpyrazol-4-car­
boxanilid 

≥ 950 g/kg 

Enantiomerenverhält­
nis 1:1 (R:S) 

1. Februar 2014 31. Januar 2024 TEIL A 

Nur Anwendungen zur Behandlung von Knollen von Pflanzkartoffeln/-erd­
äpfeln vor oder bei der Anpflanzung dürfen zugelassen werden, beschränkt 
auf eine Anwendung in jedem dritten Jahr auf demselben Feld. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (2 ) sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 15. März 2013 abgeschlossenen 
Überprüfungsberichts für Penflufen und insbesondere dessen Anlagen I und 
II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Fol­
gendes: 

a) auf den Schutz der Anwender; 

b) auf den Schutz des Grundwassers, wenn der Wirkstoff in Gebieten mit 
empfindlichen Böden und/oder schwierigen Klimabedingungen ausgebracht 
wird. 

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen zur Ri­
sikobegrenzung. 

Der Antragsteller hat bestätigende Informationen vorzulegen über 

1. das Langzeitrisiko für Vögel; 

2. die Relevanz des Metaboliten M01 (Penflufen-3-hydroxy-butyl) für das 
Grundwasser, wenn Penflufen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
als „karzinogen, Kategorie 2“ eingestuft wird. 

Der Antragsteller legt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Behörde 
die Informationen gemäß Nummer 1 spätestens am 30. September 2015 und 
die Informationen gemäß Nummer 2 innerhalb von sechs Monaten ab Be­
kanntgabe der Einstufungsentscheidung für den betreffenden Stoff vor. 

Die in diesem Eintrag angegebene Reinheit basiert auf einem Produkt aus einer 
Pilotanlage. Der prüfende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission gemäß 
Artikel 38 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 über die Spezifikation des 
technischen Materials bei gewerbsmäßiger Herstellung. 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten. 
(2 ) ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1.
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ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

Nummer Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (*) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„55 Penflufen 

CAS-Nr. 494793-67-8 

CIPAC-Nr.826 

2’-[(RS)-1,3-dimethylbutyl]- 
5-fluor-1,3-dimethylpyra­
zol-4-carboxanilid 

≥ 950 g/kg 

Enantiomerenver­
hältnis 1:1 (R:S) 

1. Februar 2014 31. Januar 2024 TEIL A 

Nur Anwendungen zur Behandlung von Knollen von Pflanzkartoffeln/- 
erdäpfeln vor oder bei der Anpflanzung dürfen zugelassen werden, be­
schränkt auf eine Anwendung in jedem dritten Jahr auf demselben Feld. 

TEIL B 
Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 
6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des 
vom Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 
15. März 2013 abgeschlossenen Überprüfungsberichts für Penflufen und 
insbesondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf 
Folgendes: 

a) auf den Schutz der Anwender; 

b) auf den Schutz des Grundwassers, wenn der Wirkstoff in Gebieten mit 
empfindlichen Böden und/oder schwierigen Klimabedingungen aus­
gebracht wird. 

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Risikobegrenzung. 

Der Antragsteller hat bestätigende Informationen vorzulegen über 

1. das Langzeitrisiko für Vögel; 
2. die Relevanz des Metaboliten M01 (Penflufen-3-hydroxy-butyl) für das 

Grundwasser, wenn Penflufen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1272/2008 als ‚karzinogen, Kategorie 2‘ eingestuft wird. 

Der Antragsteller legt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Be­
hörde die Informationen gemäß Nummer 1 spätestens am 30. September 
2015 und die Informationen gemäß Nummer 2 innerhalb von sechs 
Monaten ab Bekanntgabe der Einstufungsentscheidung für den betreffen­
den Stoff vor. 

Die in diesem Eintrag angegebene Reinheit basiert auf einem Produkt aus 
einer Pilotanlage. Der prüfende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
gemäß Artikel 38 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 über die Spezifi­
kation des technischen Materials bei gewerbsmäßiger Herstellung.“ 

(*) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1032/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Genehmigung von Bromessigsäure als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 4 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Diese 
Liste enthält auch Bromessigsäure. 

(2) Bromessigsäure wurde in Übereinstimmung mit Arti­
kel 11 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung 
in der in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 
4 — Desinfektionsmittel für den Lebens- und Futtermit­
telbereich — bewertet, die der in Anhang V der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produktart 4 ent­
spricht. 

(3) Spanien wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 22. Januar 
2011 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 

Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 4 verwendete Biozidprodukte, die 
Bromessigsäure enthalten, die Anforderungen gemäß Ar­
tikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Bromessigsäure sollte daher zur Verwendung in Biozid­
produkten der Produktart 4 genehmigt werden. 

(7) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(8) Bei der Bewertung wurde die Beimischung von Bromes­
sigsäure enthaltenden Biozidprodukten in für den direk­
ten oder indirekten Kontakt mit Lebensmitteln bestimm­
ten Materialien und Gegenständen im Sinne von Artikel 1 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 4 ) nicht berücksich­
tigt. Derartige Materialien machen möglicherweise die 
Festsetzung spezifischer Grenzwerte für die Migration in 
Lebensmittel gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e der 
Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 erforderlich. Die Ge­
nehmigung sollte diese Verwendungen daher nur ab­
decken, wenn die Kommission derartige Grenzwerte fest­
gesetzt hat oder wenn nach der genannten Verordnung 
festgestellt wurde, dass derartige Grenzwerte nicht erfor­
derlich sind. 

(9) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte —

DE L 283/22 Amtsblatt der Europäischen Union 25.10.2013 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men, und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 
89/109/EWG (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4).



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang wird Bromessigsäure als Wirkstoff zur 
Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 4 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Genehmigung 

Genehmigung befristet 
bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Bromessigsäure IUPAC-Bezeichnung: 

2-Bromethansäure 

EG-Nr.: 201-175-8 

CAS-Nr.: 79-08-3 

946 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 4 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risiko­
bewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht berücksichtigt wer­
den. 
Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebs­
verfahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Wenn 
eine Exposition auf andere Weise nicht auf ein vertretbares Maß redu­
ziert werden kann, werden die Produkte mit geeigneter persönlicher 
Schutzausrüstung verwendet. 

2. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln führen 
können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3 ) neue Rück­
standshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates (4 ) alte Rück­
standshöchstwerte geändert werden müssen, und es sind geeignete Ri­
sikominderungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die 
geltenden MRL-Werte nicht überschritten werden. 

3. Bromessigsäure enthaltende Produkte dürfen nicht Materialien und Ge­
genständen im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1935/2004 beigemischt werden, die dazu bestimmt sind, unmittelbar 
oder mittelbar mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, es sei 
denn, die Kommission hat spezifische Grenzwerte für die Migration 
von Bromessigsäure in Lebensmittel festgesetzt oder nach Maßgabe 
der genannten Verordnung wurde festgestellt, dass derartige Grenzwerte 
nicht erforderlich sind. 

Soweit eine behandelte Ware mit Bromessigsäure behandelt oder ihr ab­
sichtlich Bromessigsäure zugesetzt wurde und erforderlichenfalls auch, 
wenn es unter normalen Verwendungsbedingungen zu Hautkontakt und 
der Freisetzung von Bromessigsäure kommen kann, trägt die für das In­
verkehrbringen der behandelten Ware verantwortliche Person dafür Sorge, 
dass das Etikett Angaben über das Risiko der Hautsensibilisierung sowie 
die Angaben gemäß Artikel 58 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 enthält 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm. 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1033/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

über die Zulassung von Kupfersulfat-Pentahydrat als alter Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 2 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) bewertet werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch Kupfersulfat-Pentahydrat. 

(2) Kupfersulfat-Pentahydrat wurde in Übereinstimmung mit 
Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwen­
dung in der in Anhang V der Richtlinie definierten Pro­
duktart 2, Desinfektionsmittel für den Privatbereich und 
den Bereich des öffentlichen Gesundheitswesens sowie 
andere Biozid-Produkte, bewertet, die der in Anhang V 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produk­
tart 2 entspricht. 

(3) Anhand der für die Bewertung übermittelten Daten 
konnten nur für eine bestimmte Art von Kupfersulfat 
Schlussfolgerungen gezogen werden, nämlich für Kupfer­
sulfat-Pentahydrat (CAS-Nr. 7758-99-8). Die Bewertung 
erlaubte keine Schlussfolgerungen für andere Stoffe, die 
der Definition von Kupfersulfat (CAS-Nr. 7758-99-7) in 
der obengenannten Liste von Wirkstoffen in der Verord­
nung (EG) Nr. 1451/2007 entsprechen. Infolgedessen 
sollte sich die Zulassung nur auf Kupfersulfat-Pentahydrat 
beziehen. 

(4) Frankreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 5. April 2011 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(5) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(6) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 2 verwendete Biozidprodukte, die 
Kupfersulfat-Pentahydrat enthalten, die Anforderungen 
gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(7) Kupfersulfat-Pentahydrat sollte daher zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 2 genehmigt werden. 

(8) Da bei der Prüfung Nanomaterialien nicht berücksichtigt 
wurden, sollte die Zulassung gemäß Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 diese Materialien 
nicht abdecken. 

(9) Vor der Zulassung eines Wirkstoffs sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten, 
den Betroffenen und gegebenenfalls der Kommission zu 
ermöglichen, sich auf die sich daraus ergebenden neuen 
Anforderungen vorzubereiten. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Kupfersulfat-Pentahydrat als Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 2 zugelassen.
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Datum der Zulassung Ablauf der Zulassung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Kupfersulfat- 
Pentahydrat 

IUPAC-Bezeichnung: Kupfersulfat-Pentahydrat 

EG-Nr.: 231-847-6 (3 ) 

CAS-Nr.: 7758-99-8 

999 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 2 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte 
Exposition, Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang 
mit etwaigen Verwendungen zu berücksichtigen, die unter 
einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobewertung des 
Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere 
Betriebsverfahren und geeignete organisatorische Maßnah­
men festgelegt. Wenn eine Exposition auf andere Weise 
nicht auf ein vertretbares Maß reduziert werden kann, wer­
den die Produkte mit geeigneter persönlicher Schutzausrüs­
tung verwendet. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Diese EG-Nummer bezieht sich nur auf Kupfersulfat-Pentahydrat.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1034/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Genehmigung von Phosphin freisetzendem Aluminiumphosphid als Wirkstoff zur Verwendung 
in Biozidprodukten der Produktart 20 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) bewertet werden sollen. Diese 
Liste enthält auch Aluminiumphosphid. 

(2) Aluminiumphosphid wurde in Übereinstimmung mit Ar­
tikel 11 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwen­
dung in der in Anhang V der Richtlinie definierten Pro­
duktart 23 — Produkte gegen sonstige Wirbeltiere — 
bewertet, die der in Anhang V der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 definierten Produktart 20 entspricht. 

(3) Deutschland wurde zum Bericht erstattenden Mitglied­
staat bestimmt und hat der Kommission am 23. Juli 
2010 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 23 verwendete Biozidprodukte, 
die Aluminiumphosphid enthalten, die Anforderungen 
gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Daher ist es angezeigt, Phosphin freisetzendes Alumini­
umphosphid zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 20 zu genehmigen. 

(7) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(8) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Phosphin freisetzendes Aluminiumphosphid als Wirkstoff 
zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 20 geneh­
migt.

DE L 283/28 Amtsblatt der Europäischen Union 25.10.2013 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Datum der 
Genehmigung 

Ablauf der 
Genehmigung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Phosphin freisetzendes 
Aluminiumphosphid 

IUPAC-Bezeichnung: Aluminiumphosphid 

EG-Nr.: 244-088-0 

CAS-Nr.: 20859-73-8 

830 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposi­
tion, Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen 
Verwendungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungs­
antrag fallen, bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU- 
Ebene jedoch nicht berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Die Produkte dürfen nur an speziell geschulte Fachkräfte ver­
kauft und nur von diesen verwendet werden. 

2. Angesichts der festgestellten Risiken für die Anwender müs­
sen geeignete Risikominderungsmaßnahmen getroffen wer­
den. Dazu gehört unter anderem, dass angemessene persönli­
che Schutzausrüstung getragen wird, dass Applikatoren ver­
wendet werden und dass das Produkt in einer Form auf­
gemacht ist, in der die Exposition des Anwenders auf ein 
akzeptables Niveau gesenkt ist. 

3. Angesichts der festgestellten Risiken für an Land lebende 
Nichtziel-Tiere müssen geeignete Risikominderungsmaßnah­
men getroffen werden. Dazu gehört unter anderem, dass Ge­
biete, in denen andere Wühltiere als die Zielarten leben, nicht 
behandelt werden. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1035/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Genehmigung von Benzoesäure als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 3 und 4 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) bewertet werden sollen. Diese 
Liste enthält auch Benzoesäure. 

(2) Benzoesäure wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 
Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in den 
in Anhang V der Richtlinie definierten Produktarten 3 
und 4 — Biozidprodukte für die Hygiene im Veterinär­
bereich bzw. Desinfektionsmittel für den Lebens- und 
Futtermittelbereich — bewertet, die den in Anhang V 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produk­
tarten 3 und 4 entsprechen. 

(3) Deutschland wurde zum Bericht erstattenden Mitglied­
staat bestimmt und hat der Kommission am 3. Februar 
2011 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 die Berichte der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben die Be­
richte der zuständigen Behörde geprüft. Die Ergebnisse 
dieser Überprüfung wurden gemäß Artikel 15 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in 
zwei Bewertungsberichten festgehalten. 

(5) Diesen Berichten zufolge kann davon ausgegangen wer­
den, dass für die Produktarten 3 und 4 verwendete Bio­
zidprodukte, die Benzoesäure enthalten, die Anforderun­
gen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Benzoesäure sollte daher zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktarten 3 und 4 genehmigt werden. 

(7) Da in den Bewertungen nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollten die Genehmigungen im Einklang 
mit Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 keine Nanomaterialien einschließen. 

(8) In Bezug auf die Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 4 wurde bei der Bewertung die Beimischung 
von Benzoesäure enthaltenden Biozidprodukten in für 
den direkten oder indirekten Kontakt mit Lebensmitteln 
bestimmten Materialien und Gegenständen im Sinne von 
Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) nicht be­
rücksichtigt. Derartige Materialien machen möglicher­
weise die Festsetzung spezifischer Grenzwerte für die Mi­
gration in Lebensmittel gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buch­
stabe e der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 erforderlich. 
Die Genehmigung sollte diese Verwendungen daher nur 
abdecken, wenn die Kommission derartige Grenzwerte 
festgesetzt hat oder wenn nach der genannten Verord­
nung festgestellt wurde, dass derartige Grenzwerte nicht 
erforderlich sind. 

(9) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Benzoesäure als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktarten 3 und 4 genehmigt.
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men, und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 
89/109/EWG (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Genehmigung Genehmigung befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Benzoe-säure IUPAC-Bezeichnung: 
Benzoesäure 

EG-Nr.: 200-618-2 

CAS-Nr.: 65-85-0 

990 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 3 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Be­
triebsverfahren und geeignete organisatorische Maßnahmen fest­
gelegt. Wenn eine Exposition auf andere Weise nicht auf ein ver­
tretbares Maß reduziert werden kann, werden die Produkte mit 
geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet. 

2. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln 
führen können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3 ) neue 
Rückstandshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (4 ) alte Rückstandshöchstwerte geändert werden müssen, 
und es sind geeignete Risikominde-rungsmaßnahmen zu treffen, 
um sicherzustellen, dass die geltenden MRL-Werte nicht über­
schritten werden. 

4 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Be­
triebsverfahren und geeignete organisatorische Maßnahmen fest­
gelegt. Wenn eine Exposition auf andere Weise nicht auf ein ver­
tretbares Maß reduziert werden kann, werden die Produkte mit 
geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet. 

2. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln 
führen können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 neue Rückstandshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 alte Rückstandshöchst­
werte geändert werden müssen, und es sind geeignete Risikomin­
de-rungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die gel­
tenden MRL-Werte nicht überschritten werden.
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Genehmigung Genehmigung befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

3. Benzoesäure enthaltende Produkte dürfen nicht Materialien und 
Gegenständen im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1935/2004 beigemischt werden, die dazu bestimmt sind, 
unmittelbar oder mittelbar mit Lebensmitteln in Berührung zu 
kommen, es sei denn, die Kommission hat spezifische Grenzwerte 
für die Migration von Benzoesäure in Lebensmittel festgesetzt oder 
nach Maßgabe der genannten Verordnung wurde festgestellt, dass 
derartige Grenzwerte nicht erforderlich sind. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1036/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

über die Zulassung von Etofenprox als alter Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 18 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch Etofenprox. 

(2) Etofenprox wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 
Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in 
der in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 
18, Insektizide, Akarizide und Produkte gegen andere 
Arthropoden, bewertet, die der in Anhang V der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produktart 18 ent­
spricht. 

(3) Österreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 9. August 2011 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde und 
eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 18 verwendete Biozidprodukte, 

die Etofenprox enthalten, die Anforderungen gemäß Ar­
tikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Außerdem geht aus den Berichten hervor, dass die Eigen­
schaften von Etofenprox es zu einem potenziell bioakku­
mulierenden (B) und toxischen (T) Stoff entsprechend 
den Kriterien gemäß Anhang XIII der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 4 ) machen. Die Genehmigung sollte daher im Ein­
klang mit der gängigen Praxis im Rahmen der Richtlinie 
98/8/EG für einen Zeitraum von zehn Jahren gelten, da 
die Bedingungen von Artikel 90 Absatz 2 der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 nicht erfüllt sind. Für die Zwe­
cke der Zulassung von Produkten gemäß Artikel 23 der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sollte Etofenprox jedoch 
als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 
1 Buchstabe d derselben Verordnung eingestuft werden. 

(7) Daher ist es angezeigt, Etofenprox zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 18 zuzulassen. 

(8) Da bei der Prüfung Nanomaterialien nicht berücksichtigt 
wurden, sollte die Zulassung gemäß Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 diese Materialien 
nicht abdecken. 

(9) Vor der Zulassung eines Wirkstoffs sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten, 
den Betroffenen und gegebenenfalls der Kommission zu 
ermöglichen, sich auf die sich daraus ergebenden neuen 
Anforderungen vorzubereiten. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Etofenprox als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktart 18 zugelassen.

DE 25.10.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 283/35 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaf­
fung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Änderung der 
Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kom­
mission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kom­
mission (ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 283/36 Amtsblatt der Europäischen Union 25.10.2013



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Datum der Zulassung Ablauf der Zulassung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Etofenprox IUPAC-Bezeichnung: 

3-phenoxybenzyl-2-(4-ethoxyphe­
nyl)-2-methylpropylether 

EG-Nr.: 407-980-2 

CAS-Nr.: 80844-07-1 

970 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 18 Etofenprox ist gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe 
d der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 als zu erset­
zender Wirkstoff eingestuft. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die As­
pekte Exposition, Risiken und Wirksamkeit im Zu­
sammenhang mit etwaigen Verwendungen zu be­
rücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fal­
len, bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU- 
Ebene jedoch nicht berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen ge­
knüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender wer­
den sichere Betriebsverfahren und geeignete or­
ganisatorische Maßnahmen festgelegt. Wenn eine 
Exposition auf andere Weise nicht auf ein ver­
tretbares Maß reduziert werden kann, werden die 
Produkte mit geeigneter persönlicher Schutzaus­
rüstung verwendet. 

2. Bei Produkten, bei denen Rückstände in Lebens- 
oder Futtermitteln auftreten können, wird ge­
prüft, ob gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
470/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (3 ) oder der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 
des Europäischen Parlaments und des Rates (4 ) 
neue Rückstandshöchstmengen festgesetzt oder 
bestehende Rückstandshöchstmengen geändert 
werden müssen, und es werden geeignete Risiko­
minderungsmaßnahmen getroffen, die eine Über­
schreitung der geltenden Rückstandshöchstmen­
gen verhindern. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1037/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Genehmigung von IPBC als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 6 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Diese 
Liste enthält auch IPBC. 

(2) IPBC wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der in An­
hang V der Richtlinie definierten Produktart 6 — Topf- 
Konservierungsmittel — bewertet, die der in Anhang V 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produk­
tart 6 entspricht. 

(3) Dänemark wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 27. Juni 2011 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 

2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 6 verwendete Biozidprodukte, die 
IPBC enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Daher ist es angezeigt, IPBC zur Verwendung in Biozid­
produkten der Produktart 6 zu genehmigen. 

(7) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(8) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird IPBC als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten 
der Produktart 6 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 283/38 Amtsblatt der Europäischen Union 25.10.2013 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1).



ANHANG 

Gebräuchliche Bezeichnung IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Datum der Genehmigung Ablauf der Genehmigung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

IPBC IUPAC-Bezeichnung: 

3-iod-2-propynyl butylcarbamat 

EG-Nr.: 259-627-5 

CAS-Nr.: 55406-53-6 

980 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 6 Bei der Produktbewertung sind insbesondere 
die Aspekte Exposition, Risiken und Wirk­
samkeit im Zusammenhang mit etwaigen 
Verwendungen zu berücksichtigen, die unter 
einen Zulassungsantrag fallen, bei der Ri­
sikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene 
jedoch nicht berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen 
geknüpft: 

Für industrielle oder gewerbliche Anwender 
werden sichere Betriebsverfahren und an­
gemessene organisatorische Maßnahmen 
festgelegt. Wenn eine Exposition auf andere 
Weise nicht auf ein vertretbares Maß redu­
ziert werden kann, werden die Produkte mit 
geeigneter persönlicher Schutzausrüstung 
verwendet. 

Soweit eine behandelte Ware mit IPBC be­
handelt oder ihr absichtlich IPBC zugesetzt 
wurde und erforderlichenfalls auch, wenn es 
unter normalen Verwendungsbedingungen 
zu Hautkontakt und der Freisetzung von 
IPBC kommen kann, trägt die für das In­
verkehrbringen der behandelten Ware ver­
antwortliche Person dafür Sorge, dass das 
Etikett Angaben über das Risiko der Haut­
sensibilisierung sowie die Angaben gemäß 
Artikel 58 Absatz 3 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 enthält. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1038/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Genehmigung von Tebuconazol als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 7 und 10 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Diese 
Liste enthält auch Tebuconazol. 

(2) Tebuconazol wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 
Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der 
in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 7 — 
Beschichtungsschutzmittel — und Produktart 10 — 
Schutzmittel für Mauerwerk — bewertet, die den in An­
hang V der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definierten 
Produktarten 7 und 10 entsprechen. 

(3) Dänemark wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 16. April 2012 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde und 
eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Die Ergebnisse 
dieser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in 
zwei Bewertungsberichten festgehalten. 

(5) Diesen Berichten zufolge kann davon ausgegangen wer­
den, dass für die Produktarten 7 und 10 verwendete 
Biozidprodukte, die Tebuconazol enthalten, die Anforde­
rungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Außerdem geht aus den Berichten hervor, dass die Eigen­
schaften von Tebuconazol es zu einem sehr persistenten 
(very persistent, vP) und toxischen (T) Stoff entsprechend 
den Kriterien gemäß Anhang XIII der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 4 ) machen. Die Genehmigung sollte daher im Ein­
klang mit der gängigen Praxis im Rahmen der Richtlinie 
98/8/EG für einen Zeitraum von zehn Jahren gelten, da 
die Bedingungen von Artikel 90 Absatz 2 der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 nicht erfüllt sind. Für die Zwe­
cke der Zulassung von Produkten gemäß Artikel 23 der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sollte Tebuconazol je­
doch als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 
Absatz 1 Buchstabe d derselben Verordnung eingestuft 
werden. 

(7) Daher ist es angezeigt, Tebuconazol zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktarten 7 und 10 zu geneh­
migen. 

(8) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(9) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Tebuconazol als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktarten 7 und 10 genehmigt.
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaf­
fung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Änderung der 
Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kom­
mission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kom­
mission (ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE 25.10.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 283/41



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindest-reinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Datum der 
Genehmigung Ablauf der Genehmigung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Tebuconazol IUPAC-Bezeichnung: 

1-(4-chlorophenyl)-4,4-di­
methyl-3-(1,2,4-triazol-1-yl­
methyl)pentan-3-ol 

EG-Nr.: 403-640-2 

CAS-Nr.: 107534-96-3 

950 g/kg 1. Juli 2015 30. Juni 2025 7 Tebuconazol gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 
Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Für industrielle Anwender werden sichere Betriebsverfahren und an­
gemessene organisatorische Maßnahmen festgelegt. Wenn eine Ex­
position auf andere Weise nicht auf ein vertretbares Maß reduziert 
werden kann, werden die Produkte mit geeigneter persönlicher 
Schutzausrüstung verwendet. 

10 Tebuconazol gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 
Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Be­
triebsverfahren und angemessene organisatorische Maßnahmen 
festgelegt. Wenn eine Exposition auf andere Weise nicht auf ein 
vertretbares Maß reduziert werden kann, werden die Produkte mit 
geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet. 

2. Angesichts des Risikos für das Kompartiment Boden darf Tebuco­
nazol nicht in Dichtungsmitteln verwendet werden, die zur Ab­
dichtung von Senkrechtfugen an der Außenfassade von Wohn­
häusern (z. B. zwischen zwei Häusern) dienen, es sei denn, im 
Zulassungsantrag kann nachgewiesen werden, dass Risiken auf 
andere Weise auf ein vertretbares Maß reduziert werden können. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1039/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Änderung der Zulassung von Nonansäure als alter Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 2 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) bewertet werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch Nonansäure. 

(2) Nonansäure wurde mit der Richtlinie 2012/41/EU der 
Kommission ( 4 ) in Anhang I der Richtlinie 98/8/EG zur 
Verwendung in der Produktart 2 aufgenommen und gilt 
somit gemäß Artikel 86 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 als für diese Produktart zugelassen. 

(3) Außerdem wurde Nonansäure in Übereinstimmung mit 
Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwen­
dung in der in Anhang V derselben Richtlinie definierten 
Produktart 10, Schutzmittel für Mauerwerk, bewertet. Die 
Bewertung betraf die Verwendung als Algenbekämp­
fungsmittel zur Sanierung von Baumaterial. Diese beson­
dere Verwendung fällt nun unter die in Anhang V der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 beschriebene Produk­
tart 2. 

(4) Österreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 3. April 2012 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(5) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 27. September 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten 

(6) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass als Algenbekämpfungsmittel zur Sanierung von Bau­
material verwendete Biozidprodukte, die Nonansäure ent­
halten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 
98/8/EG erfüllen. 

(7) Die bestehende Zulassung von Nonansäure für die Pro­
duktart 2 enthält nicht die Bedingungen, die sich aus der 
Bewertung von Produkten ergeben, welche als Algenbe­
kämpfungsmittel zur Sanierung von Baumaterial verwen­
det werden. Die bestehende Zulassung sollte daher durch 
diese Bedingungen ergänzt werden. Damit sich alle Be­
troffenen auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vor­
bereiten können, die sich aus der jüngsten Neudefinition 
von Biozidproduktarten ergeben, sollte zudem das mit 
der Richtlinie 2012/41/EU ursprünglich vorgesehene Zu­
lassungsdatum geändert werden. 

(8) Da bei der Prüfung Nanomaterialien nicht berücksichtigt 
wurden, sollte die Zulassung gemäß Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 diese Materialien 
nicht abdecken. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen, der neuen Bedingungen und 
des neuen Zulassungsdatums im Anhang wird Nonansäure als 
Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 2 
zugelassen.
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Richtlinie 2012/41/EU der Kommission vom 26. November 2012 
zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates zwecks Ausweitung der Aufnahme des Wirkstoffs 
Nonansäure in Anhang I auf die Produktart 2 (ABl. L 327 vom 
27.11.2012, S. 28).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Gebräuchliche Bezeichnung IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Datum der Zulassung Ablauf der Zulassung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Nonansäure, Pelargonsäure IUPAC-Bezeichnung: Nonansäure 

EG-Nr.: 203-931-2 

CAS-Nr.: 112-05-0 

896 g/kg 1. Oktober 2015 30. September 2025 2 Bei der Produktbewertung sind insbesondere 
die Aspekte Exposition, Risiken und Wirk­
samkeit im Zusammenhang mit etwaigen 
Verwendungen zu berücksichtigen, die unter 
einen Zulassungsantrag fallen, bei der Ri­
sikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene 
jedoch nicht berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen 
geknüpft: 

1. Sofern in dem Antrag auf Produktzulas­
sung nicht nachgewiesen werden kann, 
dass das Risiko für die menschliche Ge­
sundheit durch andere Mittel auf ein 
annehmbares Niveau gesenkt werden 
kann, ist die Zulassung an folgende Be­
dingungen geknüpft: 

a) Anweisungen, wie eine Exposition ge­
genüber Aerosolen vermieden werden 
kann. 

b) Die Zulassung von Produkten für die 
nicht gewerbliche Anwendung ist 
daran geknüpft, dass die Exposition 
der Anwender durch die Gestaltung 
der Verpackung so gering wie mög­
lich gehalten wird. 

2. Die Zulassung von als Algenbekämp­
fungsmittel zur Sanierung von Baumate­
rial im Freien verwendeten Produkten 
erfolgt vorbehaltlich der Festlegung von 
sicheren Betriebsverfahren und Risiko­
minderungsmaßnahmen zum Schutz der 
Umwelt. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1040/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Zulassung einer Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma reesei (MUCL 49755) 
und Endo-1,3(4)-beta-Glucanase aus Trichoderma reesei (MUCL 49754) als Zusatzstoff in 
Futtermitteln für Mastschweine und Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, ausgenommen Sus scrofa domesticus, und Masttruthühner (Zulassungsinhaber Aveve NV) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass 
Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung zuge­
lassen werden müssen, und regelt die Voraussetzungen 
und Verfahren für die Erteilung einer solchen Zulassung. 

(2) Es wurde ein Antrag gemäß Artikel 7 der Verordnung 
(EG) Nr. 1831/2003 auf Zulassung einer neuen Verwen­
dung einer Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase aus 
Trichoderma reesei (MUCL 49755) und Endo-1,3(4)-beta- 
Glucanase aus Trichoderma reesei (MUCL 49754) gestellt. 
Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erforderlichen Angaben 
und Unterlagen beigefügt. 

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung einer neuen Verwen­
dung einer in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zu­
satzstoffe“ einzuordnenden Zubereitung aus Endo-1,4-be­
ta-Xylanase aus Trichoderma reesei (MUCL 49755) und 
Endo-1,3(4)-beta-Glucanase aus Trichoderma reesei (MUCL 
49754) als Zusatzstoff in Futtermitteln für Mastschweine 
und Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, ausgenommen Sus scrofa domesticus, und für 
Masttruthühner. 

(4) Die Verwendung dieser Zubereitung wurde durch die 
Verordnung (EG) Nr. 1091/2009 der Kommission ( 2 ) 

bei Masthühnern, durch die Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 1088/2011 der Kommission ( 3 ) für abgesetzte 
Ferkel und durch die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
989/2012 der Kommission ( 4 ) für Legehennen sowie 
Mast- und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftli­
cher Bedeutung für jeweils zehn Jahre zugelassen. 

(5) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit („die 
Behörde“) bestätigte in ihren Gutachten vom 12. März 
2013 ( 5 ) ihre früheren Schlussfolgerungen, wonach die 
Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma 
reesei (MULC 49755) und Endo-1,3(4)-beta-Glucanase aus 
Trichoderma reesei (MULC 49754) sich unter den vor­
geschlagenen Verwendungsbedingungen nicht schädlich 
auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf die 
Umwelt auswirkt. Die Behörde zog den Schluss, dass der 
Zusatzstoff die zootechnische Leistung bei Mastschwei­
nen verbessern kann und dass dieser Schluss auf Mast­
schweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, 
ausgenommen Sus scrofa domesticus, extrapoliert werden 
kann. Außerdem zog sie den Schluss, dass der Zusatz­
stoff das Körpergewicht des ausgewachsenen Tieres und 
die Futterverwertung bei Masttruthühnern verbessern 
kann. Besondere Vorgaben für die Überwachung nach 
dem Inverkehrbringen hält die Behörde nicht für erfor­
derlich. Sie hat außerdem den Bericht über die Methode 
zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln 
geprüft, den das durch die Verordnung (EG) Nr. 
1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat. 

(6) Die Bewertung der Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xyla­
nase aus Trichoderma reesei (MULC 49755) und Endo- 
1,3(4)-beta-Glucanase aus Trichoderma reesei (MULC 
49754) hat ergeben, dass die Bedingungen für eine Zu­
lassung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 
1831/2003 erfüllt sind. Daher sollte die Verwendung 
dieser Zubereitung gemäß den Angaben im Anhang der 
vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

DE L 283/46 Amtsblatt der Europäischen Union 25.10.2013 

( 1 ) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1091/2009 der Kommission vom 13. Novem­

ber 2009 zur Zulassung einer Enzymzubereitung aus Endo-1,4-beta- 
Xylanase aus Trichoderma reesei (MUCL 49755) und Endo-1,3(4)-beta- 
Glucanase aus Trichoderma reesei (MUCL 49754) als Futtermittel­
zusatzstoff für Masthühner (Zulassungsinhaber: Aveve NV) (ABl. 
L 299 vom 14.11.2012, S. 6). 

( 3 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1088/2011 der Kommission 
vom 27. Oktober 2011 zur Zulassung einer Enzymzubereitung 
aus Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma reesei (MULC 49755) 
und Endo-1,3(4)-beta-Glucanase aus Trichoderma reesei (MULC 
49754) als Futtermittelzusatzstoff für abgesetzte Ferkel (Zulassungs­
inhaber: Aveve NV) (ABl. L 281 vom 28.10.2011, S. 14). 

( 4 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 989/2012 der Kommission vom 
25. Oktober 2012 zur Zulassung von Endo-1,4-beta-Xylanase aus 
Trichoderma reesei (MULC 49755) und Endo-1,3(4)-beta-Glucanase 
aus Trichoderma reesei (MULC 49754) als Zusatzstoff in Futtermitteln 
für Legehennen sowie Mast- und Legegeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung (Zulassungsinhaber: Aveve NV). 
ABl. L 297 vom 26.10.2012, S. 11. 

( 5 ) EFSA Journal 2013; 11(4):3171 und EFSA Journal 2013; 11(4):3172.



(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang genannte Zubereitung, die in die Zusatzstoff­
kategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe 

„Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird als Zusatzstoff in 
der Tierernährung unter den im Anhang aufgeführten Bedingun­
gen zugelassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Kennnummer 
des 

Zusatzstoffes 

Name des 
Zulassungsinhabers Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode Tierart oder Tierkategorie Höchstalter 

Mindestgehalt Höchstgehalt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer der 
Zulassung Aktivität/kg Alleinfuttermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt von 12 % 

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer 

4a9 Aveve NV Endo-1,4-be­
ta-Xylanase 
EC 3.2.1.8 

Endo-1,3(4)- 
beta-Gluca­
nase 
EC 3.2.1.6 

Zusammensetzung des Zusatzstoffs 

Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xyla­
nase aus Trichoderma reesei (MULC 
49755) und Endo-1,3(4)-beta-Gluca­
nase aus Trichoderma reesei (MULC 
49754) mit einer Mindestaktivität von: 
40 000 XU (1 ) und 9 000 BGU (2 )/g 
flüssig und fest 

Charakterisierung des Wirkstoffs 

Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma 
reesei (MUCL 49755) und Endo-1,3(4)- 
beta-Glucanase aus Trichoderma reesei 
(MUCL 49754) 

Analysemethode (3 ) 

Charakterisierung des Wirkstoffs im 
Zusatzstoff: 

— kolorimetrisches Verfahren, beru­
hend auf der Reaktion von Dinitro­
salicylsäure mit dem Reduktions­
zucker, der durch die Aktivität von 
Endo-1,4-beta-Xylanase in xylanhal­
tigem Substrat entsteht; 

— kolorimetrisches Verfahren, beru­
hend auf der Reaktion von Dinitro­
salicylsäure mit dem Reduktions­
zucker, der durch die Aktivität von 
Endo-1,3(4)-beta-Glucanase in be­
taglucanhaltigem Substrat entsteht. 

Charakterisierung der Wirkstoffe in den 
Futtermitteln: 

Mastschweine 

Mastschweinearten 
von geringerer wirt­
schaftlicher Bedeu­
tung, ausgenommen 
Sus scrofa domesticus 

Masttruthühner 

— 4 000 XU 

900 BGU 

— 1. In der Gebrauchs­
anweisung für den 
Zusatzstoff und die 
Vormischung sind 
die Lagerbedingun­
gen und die Pelle­
tierstabilität an­
zugeben. 

2. Zur Verwendung in 
Futtermitteln mit 
hohem Gehalt an 
anderen Poly­
sacchariden als 
Stärke (überwie­
gend Beta-Glucane 
und Arabinoxy­
lane). 

3. Sicherheitshinweis: 
Während der 
Handhabung sind 
Atemschutz, 
Schutzbrille und 
Handschuhe zu 
tragen. 

14. November 2023
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Kennnummer 
des 

Zusatzstoffes 

Name des 
Zulassungsinhabers Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode Tierart oder Tierkategorie Höchstalter 

Mindestgehalt Höchstgehalt 

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer der 
Zulassung Aktivität/kg Alleinfuttermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt von 12 % 

— kolorimetrisches Verfahren zur Mes­
sung eines wasserlöslichen Farb­
stoffs, der durch die Aktivität von 
Endo-1,4-beta-Xylanase aus mit 
Farbstoff vernetztem Weizen-Arabi­
noxylansubstrat freigesetzt wird; 

— kolorimetrisches Verfahren zur Mes­
sung eines wasserlöslichen Farb­
stoffs, der durch die Aktivität von 
Endo-1,3(4)-beta-Glucanase aus mit 
Farbstoff vernetztem Gersten-Beta- 
Glucansubstrat freigesetzt wird. 

(1 ) 1 XU ist die Enzymmenge, die bei einem pH-Wert von 4,8 und einer Temperatur von 50 °C 1 μmol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalente) pro Minute aus Spelzhafer-Xylan freisetzt. 
(2 ) 1 BGU ist die Enzymmenge, die bei einem pH-Wert von 5,0 und einer Temperatur von 50 °C 1 μmol reduzierende Zucker (Cellobioseäquivalente) pro Minute aus Gersten-Beta-Glucan freisetzt. 
(3 ) Nähere Informationen zu den Analysemethoden unter folgender Internetadresse des Referenzlabors: http://irmm.jrc.ec.europa.eu/EURLs/EURL_feed_additives/Pages/index.aspx
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1041/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. Oktober 2013 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. Oktober 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 157 vom 15.6.2011, S. 1.



ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 41,8 
MK 56,9 
ZZ 49,4 

0707 00 05 MK 59,9 
TR 147,7 
ZZ 103,8 

0709 93 10 TR 147,7 
ZZ 147,7 

0805 50 10 AR 12,9 
CL 77,5 
IL 100,2 
TR 78,4 
ZA 82,0 
ZZ 70,2 

0806 10 10 BR 315,2 
TR 173,3 
ZZ 244,3 

0808 10 80 CL 142,9 
IL 85,8 

NZ 189,4 
US 167,9 
ZA 109,9 
ZZ 139,2 

0808 30 90 CN 64,1 
TR 122,6 
US 165,9 
ZZ 117,5 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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